
Grundsicherung

Das bessere Grundein-
kommen
Das bedingungslose Grundeinkommen
begeistert viele. Dabei ist es nicht gerecht –
doch mit dem Begriff ließe sich etwas
machen.

Von Roman Pletter
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In Deutschland hängen die Chancen von Kindern sehr

vom Status der Eltern ab. © Deepol/plainpicture

Der Diskussion über ein bedingungsloses
Grundeinkommen ist etwas eigen, was
selten geworden ist im politischen Streit.
Es fanden in den vergangenen Jahren ja
vor allem jene Gehör, die wussten,
wogegen sie sind. Beim Grundeinkommen
ist das anders. Linke wie Rechte, Arme
wie Reiche, Unternehmer wie Angestellte
begeistern sich für die Idee, dass der Staat
den Bürgern jeden Monat eine
Grundsicherung überweist, ohne
Arbeitszwang, ohne Bürokratie, ohne
Nachweis von Bedürftigkeit.

Zur Wahrheit gehört, dass all diese
Gruppen zwar denselben Begriff
verwenden, aber etwas Unterschiedliches
darunter verstehen. Linke Befürworter
wünschen sich ein sozialistisches Utopia,
in dem "die Reichen" endlich für alle
zahlen sollen. Rechte und Libertäre hoffen,
das Ende von Tariflöhnen und
regulierenden Bürokraten mit einem
Grundeinkommen erkaufen zu können. Es
soll dem Rest der Welt die Angst nehmen
vor der Wirklichwerdung ihres Traumes:
ein freier Markt ohne Kündigungsschutz
und Tariflöhne. Zwischen diesen Polen
stehen auf dem Marktplatz der Ideen
Ökonomen, Aktivisten und Politiker mit
mal mehr und mal weniger esoterischen
Anliegen, die sich mit einem
Grundeinkommen verbinden lassen.

Trotz der Unterschiede liegt eine Chance
darin, dass es immerhin einen Begriff gibt,
der für eine Diskussion taugt. Um den
Begriff des Grundeinkommens ließe sich
eine für viele Seiten anschlussfähige
Debatte über den Sozialstaat führen. Das
wäre ein Anfang nach vier Jahren Streit
um Migration und nach bald 15 Jahren
um Hartz IV, ein Begriff, der ohnehin stets
ein semantisches Gefängnis war, weil er
für die Betroffenen nicht mit Zuversicht,
sondern mit Zumutung verbunden war.
Hartz IV, darauf muss man erst mal
kommen! Warum nicht Terminator III?

Beim Grundeinkommen ist das anders. Es
ist nicht nur für viele Menschen ein
anschlussfähiger Begriff. Immerhin sind
52 Prozent der Deutschen einer Befragung
des Deutschen Instituts für
Wirtschaftsforschung zufolge dafür. Sogar
in nahezu allen Parteien gibt es Ideen oder
zumindest Anknüpfungspunkte, die
leichter miteinander zu verbinden wären,
als es die vielen Konfliktthemen von
Migration bis Klima sind.
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Die Grünen sind für ein "Bürgergeld", das
auf ein bedingungsloses
Grundeinkommen hinausliefe: Hartz IV
ohne Sanktionen, falls jemand nicht
arbeiten möchte.

Die FDP wünscht sich ein "Bürgergeld", für
das zwar weiter arbeiten soll, wer Geld
vom Staat möchte. Wer dann arbeitet,
dem soll aber mehr netto bleiben als
heute. Außerdem soll es Sozialleistungen
weniger bürokratisch regeln.

Die Union hatte mit Thüringens
ehemaligem Ministerpräsidenten Dieter
Althaus vor ein paar Jahren sogar einen
Politiker in Regierungsverantwortung, der
sich für ein bedingungsloses Bürgergeld
aussprach: 800 oder 400 Euro für jeden,
und dann ab dem ersten verdienten Euro
50 bzw. 25 Prozent Steuer.

Was wäre ökonomisch sinnvoll?
Und die SPD? Nun, sie ist auf jeden Fall
dafür, Hartz IV irgendwie loszuwerden.
Lange Zeit war die Partei der
sozialpolitische Herzschrittmacher des
Landes. Doch heute ist es anders. Wer arm
ist und links, der wählt die Linkspartei,
und wer wohlhabend ist und links, der
wählt die Grünen.

In Berlin hat die SPD-geführte
Landesregierung zu Beginn dieses Monats
eine neue Leistung für Arbeitslose
eingeführt, die sie als "solidarisches
Grundeinkommen" ausgibt, um Hartz IV
zu überwinden. 1000 Menschen, die
zwischen einem und drei Jahren
arbeitslos sind, aber keine
Vermittlungschance auf dem freien
Arbeitsmarkt haben, können sich auf
öffentliche Jobs bewerben – bezahlt nach
Mindest- oder Tariflohn.

Von einem bedingungslosen
Grundeinkommen ist das Berliner Modell
weit entfernt, ebenso wie manche der
anderen Ideen. Sie zeigen aber zweierlei:
dass es offenbar einen
parteiübergreifenden Willen gibt, Hartz IV
zu reformieren. Und dass unter dem Label
des Grundeinkommens – wenn auch nicht
"bedingungslos" – eine Reform sogar die
Chance böte, einen gesellschaftlichen
Graben, den das oft kritisierte Hartz-
System gerissen hat, zuzuschütten.

Dazu lenkt das Grundeinkommen den
Blick nach vorne, weil manche
Befürworter es mit einer
Zukunftserzählung verbinden: Roboter
und Algorithmen würden den Menschen
die Arbeit wegnehmen. Ein
Grundeinkommen solle sie absichern.

Zu Fragen wäre: Wie müsste eine
Grundsicherung aussehen, auf die sich die
Parteien nicht nur begrifflich einigen
können? Und: Was wäre ökonomisch
sinnvoll?

Zur Ökonomie: Tatsächlich ist das Motiv,
wonach Maschinen den Menschen die
Arbeit wegnehmen, ein Gassenhauer der
ökonomischen Theoriegeschichte.
Bewahrheitet hat es sich nicht, im
Gegenteil: Es arbeiten heute mehr
Menschen in Deutschland als je zuvor,
und sie sind produktiver. Ob es mit den
digitalen Maschinen anders kommt, weiß
niemand.

Eine Auswirkung der Digitalisierung auf
die Verteilung ist aber tatsächlich schon
zu beobachten: Die wertvollsten
Unternehmen der Welt sind fast allesamt
Digitalkonzerne, die es vor 15 Jahren
nicht unter die Top Ten gebracht haben.
Nun haben Apple oder Facebook etwa
General Electric von der Liste der größten
Unternehmen verdrängt, sie machen
heute viel höhere Gewinne als die größten
Konzerne damals – und sie tun dies mit
weniger Beschäftigten. Es profitieren von
dieser schönen neuen Welt die Aktionäre
und hoch qualifizierte Programmierer und
Ingenieure, nicht aber eine breite Masse
von Angestellten und Arbeitern.

Das hat mit der Beschaffenheit digitaler
Märkte zu tun: Die Gewinner bekommen
auf diesen Märkten alles. Wer zum
Beispiel die weltweit beste Software für
ein bestimmtes Problem anbietet, kann
diese millionenfach vervielfältigen, weil
das anders als etwa mit Autos so gut wie
kostenfrei möglich ist. Die zweitbeste
Software braucht niemand mehr, wer sie
anbietet, findet keine Abnehmer. Wenn
weniger Menschen als früher sich höhere
Gewinne teilen, dann vergrößert das die
Ungleichheit der Einkommen und
Vermögen.

Ökonomen wie der italienische
Wissenschaftler Carlo Vercellone fordern
deshalb ein Grundeinkommen für den
digitalen, oder wie er es nennt: kognitiven
Kapitalismus, in dem kognitive Arbeit
immer wichtiger und materielle
Produktion immer unwichtiger wird. So
sollen alle Menschen an den
Produktivitätsfortschritten beteiligt
werden.

Bemerkenswert ist, dass auch viele
Unternehmer aus dem Silicon Valley ein
solches Grundeinkommen fordern, um die
Verlierer der digitalen Entwicklung zu
entschädigen. Aber war da nicht was? Wer
zahlt noch mal niedrige Steuern und
verschiebt Gewinne in Steueroasen?
Genau! Und wer profitiert davon, wenn
die Menschen Daten zur Verfügung
stellen? Eben! So betrachtet, würden
Digitalkonzerne sich ihre Kunden und
Datenproduzenten mit einem
Grundeinkommen finanzieren lassen.
Aufkommen müssten dafür all jene, die
Steuern bezahlen.

Grundeinkommen, aber nicht bedin-
gungslos
Es ist ohnehin nicht nötig, wegen ein paar
Spekulationen über das Ende der Arbeit
gleich den Sozialstaat umzubauen. Es
reicht schon, die tatsächlichen
Verteilungsfragen politisch zu
beantworten, die schlicht Machtfragen
sind. Der Staat könnte – wenn es dafür
eine politische Mehrheit gibt –
Unternehmen höher besteuern, die durch
neue Technologien die
Einkommensungleichheit vergrößern.
Dazu würden schon internationale
Vereinbarungen zu Mindeststeuern für
Unternehmen helfen wie jene, an denen
die Finanzminister der Welt gerade
arbeiten. Mit den Einnahmen ließen sich
die Abgaben der Geringverdiener
reduzieren.

Womit man bei der zweiten gerade
populären Begründung für ein
Grundeinkommen ist: Das bisherige
Sozialsystem stigmatisiere Arbeitslose,
weil sie nachweisen müssen, dass sie
bedürftig sind. Außerdem sei Arbeit mehr
als Erwerbsarbeit, sie sei auch Teilhabe.
Die Menschen würden sich demnach
sogar mehr anstrengen, wenn sie keine
Angst mehr vor dem Arbeitsamt haben
müssten. Einher geht dieses Argument in
der Regel mit einer
Gerechtigkeitsvorstellung, die sich am
Bedarf orientiert: Die Menschen sollen
bekommen, was sie zum Leben brauchen.
Die aktivistischeren Vertreter dieser
Denkrichtung halten jedes noch so
alberne Experiment, bei dem einer der
Ihren mal 1000 Euro verlost, die ein paar
Glückliche für ein Jahr bekommen, ohne
den Job zu kündigen, für einen
wissenschaftlichen Beleg, wonach ein
Grundeinkommen eine gute Idee ist.

Die Befürworter des Hartz-IV-Systems
haben ein anderes Menschenbild als die
Grundeinkommens-Verfechter. Sie gehen
davon aus, dass die Faulen mit
Grundeinkommen nichts mehr tun und
sich von den arbeitenden Steuerzahlern
aushalten lassen. Ihre
Gerechtigkeitsvorstellung ist daran
orientiert, was jemand zu leisten in der
Lage ist: Wer arbeiten kann, soll auch
selbst zu seinem Lebensunterhalt
beitragen. Sie fragen: Warum soll jemand,
der nur wenig mehr bekommt als das
Grundeinkommen, weiter arbeiten und
jene finanzieren, die nicht arbeiten
wollen?

Dabei ist es mit der Leistungsgerechtigkeit
in der Hartz-IV-Welt so eine Sache: Wer
heute von Hartz IV leben muss, hat ganz
sicher kein luxuriöses Leben. 424 Euro im
Monat plus Miete für Alleinstehende, das
ist nicht viel, egal, wo man lebt. Dazu
kommt, dass von jedem zusätzlich
verdienten Euro kaum etwas bleibt. Die
ersten 100 Euro dürfen Hartz-IV-Bezieher
behalten, dann werden 80 bis 90 Prozent
abgezogen.

Es gibt also viele unterschiedliche
Vorstellungen vom Grundeinkommen. Die
Frage ist, wie daraus ein Konsens über ein
Bürgergeld erwachsen kann? Nun, in zwei
Schritten – und durch einen semantischen
Kompromiss: Es kann ein
Grundeinkommen geben, aber
bedingungslos sein muss es nicht.

Menschen, die Hartz IV beziehen und
arbeiten, müssten bei einer solchen
Lösung mehr von ihrem Lohn behalten
dürfen; es gibt keine Partei, die das
grundsätzlich falsch findet. Außerdem
sind die Sozialabgaben für
Geringverdiener zu hoch. Sie haben
nämlich ähnlich hohe Abzüge vom Lohn
wie jene Arbeitnehmer, die den
Spitzensteuersatz bezahlen. So bleibt
ihnen unter dem Strich oftmals kaum
mehr als jenen, die ausschließlich von
Hartz IV leben. Leistungsgerecht ist das
nicht.

Die Abgaben für diese Gruppe zu senken
kostet Geld. Schließlich haben die
Sozialkassen weiter die gleichen
Ausgaben. Woher kann dieses Geld
kommen?

Es von Mittel-, Gut- und auch
Spitzenverdienern zu holen, würde wohl
keine Koalition aller Lager schaffen.
Schließlich bezahlen die oberen 10
Prozent der Steuerzahler mehr als 50
Prozent des
Einkommensteueraufkommens, und es
gibt auf der konservativeren Seite gute
Gründe, eine höhere Belastung
abzulehnen. Die oberen 2,5 Prozent der
erwachsenen Bevölkerung generieren
schließlich sogar rund 25 Prozent der
Steuereinnahmen. Bei den Einkommen ist
Deutschland ein Umverteilungsland.

Bei den Erben muss sich etwas än-
dern
Der Staat könnte sich das Geld deshalb gut
bei jenen holen, die zur Vergrößerung der
Ungleichheit beitragen, ihren Anteil am
Gemeinwesen aber nicht im gleichen
Maße leisten wie andere.

Etwa bei den Digitalkonzernen. Sie sind
Unternehmen wie andere auch – es gibt
keinen Grund für eine steuerliche
Sonderbehandlung.

Außerdem muss sich bei den Erben etwas
verändern. In Deutschland werden
schätzungsweise 400 Milliarden Euro im
Jahr vererbt, das Steueraufkommen liegt
aber wegen niedriger Sätze und grotesker
Freistellungen bei Firmenvermögen bei
nicht einmal 7 Milliarden Euro. Das macht
steuerparadiesische zwei Prozent
Steuersatz bei Erbschaften insgesamt.

Eigentum wird in Deutschland kulturell
als Familieneigentum verstanden.
Anschlussfähig bleibt eine hohe Steuer auf
Erbschaften deshalb nur mit Freibeträgen
für das elterliche Haus und das Ersparte.
Sie sind eine sinnvolle Sache. Dass aber
jemand, der arbeitet, von seinem
Einkommen mehr für das Gemeinwesen
abgeben muss als der Erbe eines
millionenschweren Vermögens, für das er
nichts geleistet hat, ist steuersystematisch
nicht plausibel – und nicht
leistungsgerecht.

Um diese Unwuchten zu beheben, braucht
es kein bedingungsloses
Grundeinkommen. Es wäre schon viel
gewonnen, wenn arbeitenden
Geringverdienern ein Nettoeinkommen
bliebe, von dem sie sorgenfreier leben
könnten: ein Grundeinkommen, das nicht
bedingungslos ist. Das ist zwar
kompliziert. Aber viele der Regeln um
Hartz IV und Steuern hatten auch nie das
Ziel, einfach zu sein. Denn sie sind vor
allem in der Absicht entstanden,
Ungerechtigkeiten zu vermeiden. Der
Wunsch nach einem Grundeinkommen,
das all dies vereinfacht, ist
nachvollziehbar. Nur verkennt der
Wunsch, dass Bürokratie vor allem
nachvollziehbare Verfahren ermöglicht
und so Willkür verhindert. Sie ist Teil
politischer Antworten auf komplizierte
Fragen: Was wird aus jenen, die mehr
brauchen, weil sie krank sind oder
behindert? Und warum sollen andere
Arbeitnehmer jemanden über die
Allgemeinheit finanzieren, der arbeiten
kann, sich aber lieber selbst verwirklicht?

Um die Stigmatisierung aus dem Hartz-IV-
System zu vermeiden, muss nicht gleich
die Pflicht zur Gegenleistung wegfallen. Es
wäre schon viel gewonnen, wenn die
Auszahlung in Zukunft über Finanzämter
organisiert würde: Wer wenig verdient,
kann wie in den USA eine Steuergutschrift
bekommen. Es ist schließlich ein
Unterschied, ob man eine Aufstockung
des Lohns beantragt – oder ob man sich
eine Steuererstattung holt, um ein
Grundeinkommen zu erreichen.

Die Eltern auf diese Weise am ersten
Arbeitsmarkt zu halten, reduziert auch
eine Gefahr für deren Kinder, nämlich die,
dass ein Grundeinkommen ihnen
Chancen nimmt: Was soll aus Kindern
werden, die eine andere Welt gar nicht
mehr kennen außer der
Grundeinkommenswelt? Die aus Familien
kommen, die heute schon in zweiter oder
dritter Generation vom Staat leben und
gar keine Chance auf Teilhabe an der
Arbeitswelt haben, weil sie das nicht
kennen? Der Chef der Bundesagentur für
Arbeit hat das Berliner Modell für ein
"solidarisches Grundeinkommen" gerade
aus einem ähnlichen Grund kritisiert: Es
gebe Menschen für den regulären
Arbeitsmarkt zu früh auf.

Tatsächlich braucht es eine andere Form
der Grundsicherung – keine für jene, die
arbeiten können, sondern eine für Kinder.
Die Grünen haben gerade ein Konzept
dafür vorgelegt, das vor allem Familien
zugutekäme, die heute von Hartz IV leben,
sowie Alleinerziehenden, die meist
weniger Geld zur Verfügung und ein
relativ hohes Armutsrisiko haben. Gerade
jene Eltern, die ein geringes Einkommen
haben, sollten mehr netto davon behalten
dürfen. Sie sollten aber - und das spricht
gegen das allgemeine bedingungslose
Grundeinkommen, das die Grünen ebenso
fordern - auch arbeiten müssen, damit
ihre Kinder nicht später als Erwachsene
darunter leiden, dass sie vom
Arbeitsmarkt entfremdete Eltern hatten.
Das ist auch deshalb so wichtig, weil in
kaum einem entwickelten Land die
Chancen von Kindern im Leben so sehr
davon abhängen, wie vermögend und
gebildet ihre Eltern sind, wie in
Deutschland.

Das wäre dann die bestmögliche Reform
von Hartz IV: die Schnittmenge der
Reformvorschläge möglicher
Regierungsparteien, die sie gut
Grundeinkommen nennen können.
Bedingungslos sollte es aber nicht sein,
damit die Kinder von heute später gar
keine Sicherung vom Staat brauchen.
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Grundeinkommen Sozialstaat Hartz IV

SPD Kündigungsschutz Berlin

Schlagwörter

"Rechte und Libertäre hoffen, das Ende von
Tariflöhnen und regulierenden Bürokraten mit
einem Grundeinkommen erkaufen zu können."

Ist klar. Und dann wird das Grundeinkommen
wieder gekürzt und abgeschafft und wir haben
kein Arbeitsrecht mehr.

Das war ja nun nicht die Idee des Ganzen.
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"Das war ja nun nicht die Idee des Ganzen." da
bin ich mir nicht so sicher. Vieles was
vordergründig als "sozial" verkauft
wird,entpuppt sich später als das Gegenteil.

Fragestellerin
#1.1  —  vor 50 Minuten
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Das ist nichts weiter als eine Neuauflage des 50
Jahre alten ABM! Für Arbeitsbeschaffungs
Maßnahmen zahlt die Allgemeinheit unsinnig viel!
Dagegen hat bei UBI-BGE jeder die Freiheit seine
besonderen Begabungen zu entdecken + fördern,
das bringt für die Gesellschaft unendlich viel
mehr, als Dienst nach Vorschrift!

Das bedingungslose Grundeinkommen
überwindet endlich die totale Armut und alle
Formen der Abhängigkeit. Schon heute erhalten
alle Kinder über das Kindergeld ein BGE, auch der
Superreiche bekommt es, obwohl er es nicht
benötigt. Aber dies ist viel billiger als die nötige
Zuteilung- und Überwachungs Bürokratie und
verhindert Stigmatisierung von Armen!

Zudem: Wenn KI-Roboter bald über alle
menschlichen Fähigkeiten + unendliches Wissen
+ Ausdauer verfügen, welcher Unternehmer stellt
dann noch den Fehlerbehafteten und sehr teuren
Mensch ein?
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Das ist der Knackpunkt. Schon jetzt braucht
man einen Großteil der menschlichen Arbeiter
nicht mehr. Das System wird mit
subventionierten und versteckt
subventionierten Beschäftigungen künstlich am
Laufen erhalten, funktioniert aber ob der
Arbeitslosenzahlen nicht wirklich. "Bullshitjobs"
ist hier der Knackpunkt. Dahinter steckt eine
simpley Überlegung - wenn man all diese
Menschen freisetzte, würde das den Markt
ruinieren, da man ohne Geld nicht konsumieren

Weißhemd
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